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Sehr geehrte Damen und Herren, 

der von Ihnen gemäß § 94 SGB V vorgelegte o. g. Beschluss vom 18. Juli 2024 

über eine Änderung der Richtlinie zur datengestützten 

einrichtungsübergreifenden Qualitätssicherung wird nicht beanstandet. 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) stützt im Interesse der 

Patientensicherheit die Zielrichtung des Qualitätssicherungsverfahrens 

ambulante Psychotherapie. Auch im Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 

90/Die Grünen und FDP wird der Verbesserung der ambulanten 

psychotherapeutischen Versorgung ein hoher Stellenwert beigemessen. Vor 

dem Hintergrund der Bedeutung des Gelingens des Verfahrens einerseits und 

dem durch die Erprobung entstehenden Aufwand bei den Beteiligten des 

Verfahrens andererseits besteht die Erwartung, dass der Gemeinsame 

Bundesausschuss (G-BA) die Erprobung eng begleiten und G-BA sowie das 

maßgeblich an der Durchführung der Erprobung des Verfahrens beteiligte 

Institut für Qualitätssicherung und Transparenz im Gesundheitswesen 

unverzüglich auf etwaig auftretende inhaltliche oder technische 
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Herausforderungen bei der Einführung des Verfahrens reagieren und 

Anpassungsbedarf prüfen werden. 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

Dr. Josephine Tautz 


